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I.	� Firma, Sitz, Zweck 
	 und Gegenstand des 
	 Unternehmens

§ 1 Firma und Sitz

1.	� Die Genossenschaft führt die Firma 
 
ABZ Abrechnungs- und Beratungsgesellschaft für  
Zahnärzte eG 
 
und hat ihren Sitz in München.

2.	 Die Genossenschaft kann Filialen errichten, Tochtergesell-
schaften gründen und sich an anderen Gesellschaften 
beteiligen, soweit dies ihren Zweck fördert.

§ 2 Zweck und Gegenstand

1.	 Zweck der Genossenschaft ist die wirtschaftliche und beruf-
liche Förderung und Betreuung ihrer Mitglieder

2.	 Die Gesellschaft vertritt und berät ihre Mitglieder gegenüber 
Körperschaften, Behörden, Unternehmen und Trägern im 
Gesundheitswesen. Sie verhandelt – soweit rechtlich zulässig 
– Verträge mit Wirkung für ihre Mitglieder im privatrecht-
lichen und sozialrechtlichen Bereich. Sie schließt Verträge 
mit Wirkung für ihre Mitglieder oder Rahmenvereinbarungen, 
denen die Mitglieder beitreten können. Die Gesellschaft 
verhandelt für ihre Mitglieder mit Körperschaften, Kranken-
kassenverbänden, Versicherungsgesellschaften und anderen 
Unternehmen Verträge über Vergütungen, Rahmenbedin-
gungen und sonstige Gegenstände, die die Berufsträger der 
Zahnheilkunde betreffen, schließt und wickelt die Verträge für 
die Mitglieder ab.

3.	 Gegenstand des Unternehmens ist 
 
die Beratung in allen Angelegenheiten, die geeignet sind, den 
Betrieb einer Zahnarztpraxis oder die Berufsausübung des 
Mitglieds zu fördern, 
 
die Verhandlungsführung für Zahnärzte mit Kostenträgern, 
 
die Rechnungserstellung für die Zahnärzte und deren Ab-
rechnung mit Patienten und Kostenträgern einschließlich aller 
hiermit im Zusammenhang stehenden Angelegenheiten, 
 
der Handel mit Gebrauchs- und Verbrauchsgütern,  
 
Dienstleistungen im Bereich elektronischer Medien, 
 
betriebswirtschaftliche und organisatorische Praxisberatung 
einschließlich Rechtsberatung, soweit zulässig, 
 

die Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen, 
 
Beratung in einschlägigen Finanzierungs- und Versicherungs-
fragen, 
 
Hilfe bei Praxisgründung, -kooperation und -veräußerung.

4.	 Der Begriff des Zahnarztes im Sinne der Satzung ist um-
fassend zu sehen und schließt Kieferorthopäden und andere 
Fachzahnärzte ein. Die Bildung von fachspezifischen Sektio-
nen ist zulässig.

5.	 Die Ausdehnung des Geschäftsbetriebs auf Nichtmitglieder ist 
zugelassen – insbesondere auf Personen, die Berufsträger im 
Sinne des Zahnheilkundegesetzes sind.

II.	Mitgliedschaft

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft

1. 	 Die Mitgliedschaft können erwerben:
 

a)	 natürliche Personen, insbesondere Zahnärzte;
 

b)	� Personengesellschaften, vornehmlich solche, die mit 
Zahnärzten in geschäftlicher Verbindung stehen;

 
c)	� juristische Personen des privaten oder öffentlichen 

Rechts, vornehmlich solche, die mit Zahnärzten in ge-
schäftlicher Verbindung stehen.

2. 	 Aufnahmefähig ist nur, wer die Voraussetzungen für die Inan-
spruchnahme der Einrichtungen der Genossenschaft erfüllt 
oder dessen Mitgliedschaft im Interesse der Genossenschaft 
liegt.

3. 	 Die Mitgliedschaft wird erworben durch
 

a)	� eine von dem Beitretenden zu unterzeichnende unbe-
dingte Erklärung des Beitritts und,

 
b)	� Zulassung als Mitglied durch den Vorstand der Genossen-

schaft und im Falle von Nicht- Zahnärzten zusätzlich 
durch den Aufsichtsrat.

4. 	 Ein neues Mitglied ist unverzüglich in die Mitgliederliste (§16 
Abs. 2 f) einzutragen und hiervon unverzüglich zu benachrich-
tigen.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet durch
 

a)	 Kündigung (§ 5),
 

b)	 Übertragung des Geschäftsguthabens (§ 6),
 



ABZ Abrechnungs- und Beratungsgesellschaft für Zahnärzte eG 5

c)	 Tod (§ 7),
 

d)	� Auflösung einer juristischen Person oder Handelsgesell-
schaft (§ 8),

 
e)	 Ausschluss (§ 9).

§ 5 Kündigung

1. 	 Jedes Mitglied kann seine Mitgliedschaft zum Schluss eines 
Geschäftsjahres unter Einhaltung der gesetzlichen Kündi-
gungsfrist, mindestens drei Monate vor dessen Ablauf, in 
Textform kündigen.

2. 	 Soweit ein Mitglied mit mehreren Geschäftsanteilen beteiligt 
ist, ohne hierzu durch die Satzung oder eine Vereinbarung mit 
der Genossenschaft verpflichtet zu sein, kann es schriftlich 
einen oder mehrere Geschäftsanteile seiner zusätzlichen Be-
teiligung zum Schluss eines Geschäftsjahres unter Einhaltung 
einer Frist von zwei Jahren kündigen.

3. 	 Das außerordentliche Kündigungsrecht nach § 67 a GenG 
bleibt unberührt.

§ 6 �Übertragung des  
Geschäftsguthabens

1. 	 Jedes Mitglied kann sein Geschäftsguthaben jederzeit durch 
schriftliche Vereinbarung einem anderen ganz oder teilweise 
übertragen und hierdurch seine Mitgliedschaft ohne Ausein-
andersetzung beenden oder die Anzahl seiner Geschäftsan-
teile verringern, sofern der Erwerber im Falle einer vollstän-
digen Übertragung anstelle des Mitglieds der Genossenschaft 
beitritt oder bereits Mitglied der Genossenschaft ist und das 
bisherige Geschäftsguthaben dieses Mitglieds mit dem ihm 
zuzuschreibenden Betrag des Geschäftsanteil nicht über-
steigt.

2. 	 Die Übertragung des Geschäftsguthabens bedarf der Zustim-
mung des Vorstandes und des Aufsichtsrates der Genossen-
schaft.

§ 7 Tod eines Mitgliedes

Mit dem Tod scheidet ein Mitglied aus. Seine Mitgliedschaft geht 
auf den Erben über. Sie endet mit dem Schluss des Geschäfts-
jahres, in dem der Erbfall eingetreten ist (§ 77 Abs. 1 GenG). Die 
Stimmrechtsausübung ist in § 26 geregelt.

§ 8 �Auflösung einer juristischen Person 
oder Handelsgesellschaft

Wird eine juristische Person oder eine Personengesellschaft 
aufgelöst oder erlischt sie, so endet die Mitgliedschaft mit dem 
Schluss des Geschäftsjahres, in dem die Auflösung oder das Er-

löschen wirksam geworden ist. Im Falle der Gesamtrechtsnach-
folge wird die Mitgliedschaft bis zum Schluss des Geschäftsjahres 
durch den Gesamtrechtsnachfolger fortgesetzt.

§ 9 Ausschluss

1.	 Ein Mitglied kann aus der Genossenschaft zum Schluss des 
Geschäftsjahres ausgeschlossen werden, wenn

 
a)	� es trotz schriftlicher Aufforderung unter Androhung des 

Ausschlusses den satzungsmäßigen oder sonstigen der 
Genossenschaft gegenüber bestehenden Verpflichtungen 
nicht nachkommt;

 
b)	 - gestrichen -

 
c)	� es durch Nichterfüllung seiner Verpflichtungen gegen-

über der Genossenschaft oder in sonstiger Weise diese 
schädigt oder geschädigt hat;

 
d)	� es zahlungsunfähig geworden ist oder wenn über sein 

Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet oder die Er-
öffnung mangels Masse abgelehnt worden ist;

 
e)	 sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist;

 
f)	� die Voraussetzungen für die Aufnahme in die Genossen-

schaft nicht vorhanden waren oder nicht mehr vorhanden 
sind;

 
g)	� es ein eigenes, mit der Genossenschaft in Wettbewerb 

stehendes Unternehmen betreibt oder sich an einem 
solchen beteiligt oder wenn ein mit der Genossenschaft in 
Wettbewerb stehendes Unternehmen sich an dem Unter-
nehmen des Mitgliedes beteiligt;

 
h)	� sich sein Verhalten mit den Belangen der Genossenschaft 

nicht vereinbaren lässt.

2.	 Für den Ausschluss ist der Vorstand zuständig. Mitglieder des 
Vorstandes oder des Aufsichtsrates können jedoch nur durch 
Beschluss der Generalversammlung ausgeschlossen werden.

3.	 Vor der Beschlussfassung ist dem Auszuschließenden Ge-
legenheit zu geben, sich zu dem beabsichtigten Ausschluss 
zu äußern. Hierbei sind ihm die wesentlichen Tatsachen, auf 
denen der Ausschluss beruhen soll, sowie der gesetzliche 
oder satzungsmäßige Ausschließungsgrund mitzuteilen.

4.	 Der Beschluss, durch den das Mitglied ausgeschlossen wird, 
hat die Tatsache, auf der der Ausschluss beruht, sowie den 
gesetzlichen oder satzungsmäßigen Ausschließungsgrund 
anzugeben.

5.	 Der Beschluss ist dem Ausgeschlossenen von dem Vorstand 
unverzüglich durch eingeschriebenen Brief mitzuteilen. Von 
der Absendung des Briefes an kann das Mitglied nicht mehr 
an der Generalversammlung teilnehmen und nicht Mitglied 
des Vorstandes oder Aufsichtsrates sein.
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6.	 Der Ausgeschlossene kann, wenn nicht die Generalversamm-
lung den Ausschluss beschlossen hat, innerhalb eines Monats 
seit der Absendung des Briefes Beschwerde beim Aufsichts-
rat einlegen. Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrates 
ist genossenschaftsintern endgültig.

§ 10 Auseinandersetzung

1.	 Für die Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiede-
nen Mitglied und der Genossenschaft ist der festgestellte 
Jahresabschluss maßgebend; Verlustvorträge sind nach dem 
Verhältnis der Geschäftsanteile zu berücksichtigen. Im Falle 
der Übertragung des Geschäftsguthabens (§ 6) findet eine 
Auseinandersetzung nicht statt.

2.	 Das ausgeschiedene Mitglied hat Anspruch auf Auszahlung 
des Auseinandersetzungsguthabens. Darüber hinaus hat es 
keine Ansprüche auf das Vermögen der Genossenschaft. Die 
Genossenschaft ist berechtigt, bei der Auseinandersetzung 
die ihr gegen das ausgeschiedene Mitglied zustehenden fäl-
ligen Forderungen gegen das Auseinandersetzungsguthaben 
aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet das Auseinander-
setzungsguthaben des Mitgliedes für einen etwaigen Ausfall 
insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitglieds.

3.	 Diese Vorschriften der Auseinandersetzung gelten für alle 
Beendigungstatbestände des § 4.

§ 11 Rechte der Mitglieder

Jedes Mitglied hat das Recht, nach Maßgabe des Genossen-
schaftsgesetzes und der Satzung die Leistungen der Genos-
senschaft in Anspruch zu nehmen und an der Gestaltung der 
Genossenschaft mitzuwirken. Es hat insbesondere das Recht,

a)	 die Einrichtungen der Genossenschaft nach Maßgabe der da-
für getroffenen Bestimmungen oder bei gesondert vereinbar-
ten Verträgen sowie den jeweils gültigen Preisen zu benutzen;

b)	 an der Generalversammlung, an ihren Beratungen, Abstim-
mungen und Wahlen teilzunehmen und dort Auskünfte über 
Angelegenheiten der Genossenschaft zu verlangen, soweit 
dem § 34 nicht entgegen steht;

c)	 Anträge für die Tagesordnung der Generalversammlung 
einzureichen; hierzu bedarf es der Unterschrift mindestens 
des zehnten Teiles der Genossenschaftsmitglieder, höchstens 
jedoch von 150 Mitgliedern;

d)	 an den satzungsgemäß beschlossenen Ausschüttungen teil-
zunehmen;

e)	 rechtzeitig vor Feststellung des Jahresabschlusses durch die 
Generalversammlung eine Abschrift des Jahresabschlusses, 
des Lageberichtes, soweit dieser gesetzlich vorgeschrieben 
ist, und des Berichtes des Aufsichtsrates hierzu zu verlangen;

f)	 die Niederschrift über die Generalversammlung einzusehen;

g)	 die Mitgliederliste einzusehen;

h)	 das zusammengefaßte Ergebnis des Prüfungsberichtes gem. 
§ 59 GenG einzusehen.

§ 12 Pflichten der Mitglieder

Jedes Mitglied hat die Pflicht, das Interesse der Genossenschaft 
zu wahren. Es hat insbesondere

a)	 den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes, der 
Satzung und den Beschlüssen der Generalversammlung 
nachzukommen;

b)	 Einzahlungen auf den Geschäftsanteil oder auf weitere Ge-
schäftsanteile gem. § 37 der Satzung zu leisten; 

c)	 der Genossenschaft jede Änderung seines Namens, seiner 
Anschrift sowie die etwaige Beantragung von Insolvenzver-
fahren über sein Vermögen unverzüglich mitzuteilen; bei 
Mitgliedern, die keine natürlichen Personen sind, gilt dies ent-
sprechend für Änderungen der Rechtsform und der Inhaber-
verhältnisse;

d)	 für die Verbindlichkeiten der Genossenschaft nach Maßgabe 
des Gesetzes bis zu dem Betrag der satzungsgemäß be-
stimmten Haftsumme zu haften.

III.	 Organe der 
	 Genossenschaft

§ 13 Organe der Genossenschaft

Die Organe der Genossenschaft sind:

A.	 Der Vorstand
B.	 Der Aufsichtsrat
C.	 Die Generalversammlung

A.	 Der Vorstand

§ 14 Leitung der Genossenschaft

1.	 Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwor-
tung.

2.	 Der Vorstand führt die Geschäfte der Genossenschaft gemäß 
den Vorschriften der Gesetze, insbesondere des Genossen-
schaftsgesetzes, der Satzung und der Geschäftsordnung für 
den Vorstand.

3.	 Der Vorstand vertritt die Genossenschaft gerichtlich und 
außergerichtlich nach Maßgabe des § 15.
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§ 15 Vertretung

1.	 Zwei Vorstandsmitglieder können rechtsverbindlich für die 
Genossenschaft zeichnen und Erklärungen abgeben. Die 
Genossenschaft kann auch durch ein Vorstandsmitglied in 
Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten 
werden. 

2.	 Die Erteilung von Prokura, Handlungsvollmacht und sonstigen 
Vollmachten zur rechtsgeschäftlichen Vertretung ist zulässig. 
Näheres regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand.

§ 16 �Aufgaben und Pflichten  
des Vorstandes

1.	 Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsführung die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäfts-
leiters einer Genossenschaft anzuwenden. Über vertrauliche 
Angaben und Geheimnisse, namentlich Betriebs- und Ge-
schäftsgeheimnisse, die ihnen durch die Tätigkeit als Vorstand 
bekannt geworden sind, haben sie Stillschweigen zu bewah-
ren.

2.	 Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,
 

a)	� die Geschäfte entsprechend Zweck und Gegenstand der 
Genossenschaft ordnungsgemäß zu führen;

 
b)	� die für den ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb notwen-

digen personellen und sachlichen Maßnahmen rechtzeitig 
zu planen und durchzuführen;

 
c)	� eine Geschäftsordnung im Einvernehmen mit dem Auf-

sichtsrat aufzustellen, die mit dem Vorstand einstimmig 
zu beschließen und von allen Vorstandsmitgliedern zu 
unterzeichnen ist;

 
d)	� für eine ordnungsgemäße Buchführung und ein zweck-

dienliches Rechnungswesen zu sorgen;
 

e)	� spätestens innerhalb der gesetzlichen Frist nach Ende 
des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und Lage-
bericht, soweit dieser gesetzlich vorgeschrieben ist, 
aufzustellen, dem Aufsichtsrat unverzüglich und sodann 
mit dessen Bemerkungen der Generalversammlung zur 
Feststellung des Jahresabschlusses vorzulegen;

 
f)	� über die Zulassung des Mitgliedschaftserwerbs, über die 

Zustimmung zur Übertragung des Geschäftsguthabens zu 
entscheiden sowie die Mitgliederliste nach Maßgabe des 
Genossenschaftsgesetzes zu führen;

 
g)	� dem gesetzlichen Prüfverband Einberufung, Termin, 

Tagesordnung und Anträge für die Generalversammlung 
rechtzeitig anzuzeigen;

 
h)	� im Prüfungsbericht festgestellte Mängel abzustellen und 

dem gesetzlichen Prüfungsverband hierüber zu berichten;
 

i)	� dem gesetzlichen Prüfungsverband von beabsichtigten 
Satzungsänderungen rechtzeitig Mitteilung zu machen;

 
j)	� an den Generalversammlungen teilzunehmen; er ist be-

rechtigt, sich jederzeit zu jedem Tagesordnungspunkt zu 
äußern.

§ 17 �Berichterstattung gegenüber  
dem Aufsichtsrat

Der Vorstand hat den Aufsichtsrat mindestens vierteljährlich, auf 
Verlangen auch in kürzeren Zeitabständen, über die geschäftliche 
Entwicklung der Genossenschaft und über die Unternehmens-
planung zu unterrichten.

§ 18 �Zusammensetzung und  
Dienstverhältnis

1.	 Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.

2.	 Die Vorstandsmitglieder werden vom Aufsichtsrat bestellt 
und angestellt; er kann einen Sprecher oder Vorsitzenden des 
Vorstandes ernennen.

3.	 Der Aufsichtsrat, vertreten durch seinen Vorsitzenden, 
schließt namens der Genossenschaft schriftliche Dienstver-
träge mit den Vorstandsmitgliedern ab.

4.	 Für die Kündigung des Dienstverhältnisses eines Vor-
standsmitgliedes unter Einhaltung der vertraglichen oder 
gesetzlichen Frist sowie für den Abschluss von Aufhebungs-
vereinbarungen ist der Aufsichtsrat, vertreten durch seinen 
Vorsitzenden, zuständig. Für die außerordentliche Kündigung 
des Dienstverhältnisses aus wichtigem Grund (fristlose 
Kündigung) ist die Generalversammlung zuständig. Die 
Beendigung des Dienstverhältnisses hat die Aufhebung der 
Organstellung zur Folge.

§ 19 Willensbildung

1.	 Die Entscheidungen des Vorstandes bedürfen grundsätzlich 
der Beschlussfassung. Näheres regelt die Geschäftsordnung 
für den Vorstand.

2.	 Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder mitwirkt. Er fasst seine Beschlüsse mit 
Mehrheit der abgegebenen Stimmen; im Fall des § 16 Abs. 2 
Lit. c) ist Einstimmigkeit erforderlich. Bei Stimmengleichheit 
gilt ein Antrag als abgelehnt.

3.	 Beschlüsse, die über den regelmäßigen Geschäftsbetrieb 
hinausgehen, sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die 
Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren und von den an 
der Beschlussfassung beteiligten Vorstandsmitgliedern zu 
unterzeichnen.
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4.	 Vorstandssitzungen können auch ohne körperliche Anwesen-
heit an einem Sitzungsort mittels elektronischer Kommunika-
tion abgehalten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein Mitglied 
des Vorstands diesem Verfahren widerspricht. Unter den-
selben Voraussetzungen kann eine Vorstandssitzung sowohl 
durch körperliche Anwesenheit am Sitzungsort als auch ohne 
körperliche Anwesenheit an diesem Ort mittels elektronischer 
Kommunikation abgehalten werden (hybride Sitzung). Eine 
Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung schrift-
lich oder im Wege elektronischer Kommunikation zulässig, 
wenn kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren wider-
spricht.

5.	 Wird über geschäftliche Angelegenheiten der Genossenschaft 
beraten, die die Interessen eines Vorstandsmitgliedes, seines 
Ehegatten, seiner Eltern, Kinder und Geschwister oder einer 
von ihm kraft Gesetz oder Vollmacht vertretenen Person 
berühren, so darf das betroffene Vorstandsmitglied an der 
Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstands-
mitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

§ 20 �Teilnahme an Sitzungen  
des Aufsichtsrates

Die Mitglieder des Vorstandes sind berechtigt, an den Sitzungen 
des Aufsichtsrates teilzunehmen, wenn nicht durch besonderen 
Beschluss des Aufsichtsrates die Teilnahme für den einzelnen 
Fall ausgeschlossen wird. In den Sitzungen des Aufsichtsrates 
hat der Vorstand die erforderlichen Auskünfte über geschäftliche 
Angelegenheiten zu erteilen. Bei der Beschlussfassung des Auf-
sichtsrates haben die Mitglieder des Vorstandes kein Stimmrecht.

§ 21 Kredit an Vorstandsmitglieder

Vorstandsmitgliedern dürfen keine Kredite gewährt werden.

B.	 Der Aufsichtsrat

§ 22 �Aufgaben und Pflichten  
des Aufsichtsrates

1.	 Der Aufsichtsrat hat die Geschäftsführung des Vorstandes zu 
überwachen und sich zu diesem Zweck über die Angelegen-
heiten der Genossenschaft zu unterrichten. Er kann jederzeit 
hierüber Berichterstattung von dem Vorstand verlangen und 
selbst oder durch einzelne von ihm zu bestimmende Mitglie-
der die Bücher und Schriften der Genossenschaft einsehen 
sowie den Kassenbestand und die Bestände an Wertpapieren 
und Handelspapieren prüfen.

2.	 Der Aufsichtsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht, 
soweit dieser gesetzlich vorgeschrieben ist, und den Vor-
schlag des Vorstandes für die Verwendung eines Jahres-
überschusses oder für die Deckung eines Jahresfehlbetrages 
zu prüfen. Er hat sich darüber zu äußern und der Generalver-
sammlung vor Feststellung des Jahresabschlusses Bericht zu 
erstatten.

3.	 Der Aufsichtsrat kann zur Erfüllung seiner gesetzlichen und 
satzungsmäßigen Pflichten aus seiner Mitte Ausschüsse 
bilden und sich der Hilfe von Sachverständigen auf Kosten 
der Genossenschaft bedienen. Soweit der Aufsichtsrat 
Ausschüsse bildet, bestimmt er, ob diese beratende oder ent-
scheidende Befugnis haben; außerdem bestimmt er die Zahl 
der Ausschussmitglieder. Ein Ausschuss muss mindestens 
aus drei Personen bestehen. Ein Ausschuss ist beschlussfä-
hig, wenn mehr als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 
Für die Beschlussfassung gilt ergänzend § 25.

4.	 Einzelheiten über die Erfüllung von dem Aufsichtsrat ob-
liegenden Pflichten regelt die vom Aufsichtsrat aufzustellende 
Geschäftsordnung. Ein Exemplar der Geschäftsordnung ist 
jedem Mitglied des Aufsichtsrates gegen Empfangsbescheini-
gung auszuhändigen. 

5.	 Die Aufsichtsratsmitglieder haben bei ihrer Tätigkeit die Sorg-
falt eines ordentlichen und gewissenhaften Aufsichtsratsmit-
glieds einer Genossenschaft anzuwenden. Sie haben über alle 
vertraulichen Angaben und Geheimnisse der Genossenschaft 
sowie der Mitglieder und Kunden, die ihnen durch die Tätigkeit 
im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu 
bewahren.

6.	 Die Aufsichtsratsmitglieder dürfen keine nach dem Ge-
schäftsergebnis bemessene Vergütung (Tantieme) beziehen. 
Auslagen können ersetzt werden. Eine Pauschalerstattung 
dieser Auslagen beschließen Vorstand und Aufsichtsrat gem. 
§ 23 Abs. 2 i). Darüberhinausgehende Vergütungen bedürfen 
der Beschlussfassung der Generalversammlung.

§ 23 �Gemeinsame Sitzungen von  
Vorstand und Aufsichtsrat,  
zustimmungsbedürftige  
Angelegenheiten

1. 	 Über die Grundsätze der Geschäftspolitik beschließen Vor-
stand und Aufsichtsrat nach gemeinsamer Beratung und 
durch getrennte Abstimmung.

2. 	 Folgende Angelegenheiten bedürfen der Zustimmung des 
Aufsichtsrates:

 
a)	� der Erwerb, die Bebauung, die Belastung und die Ver-

äußerung von Grundstücken und grundstücksgleichen 
Rechten; ausgenommen ist der Erwerb von Grundstücken 
und grundstücksgleichen Rechten zur Rettung eigener 
Forderungen;

 
b)	� der Erwerb und die Veräußerung von dauernden Beteili-

gungen und die Gründung und Veräußerung von Tochter-
gesellschaften, die Begründung von Zweigstellen oder 
Zweigniederlassungen;

 
c)	� der Abschluss von Verträgen mit besonderer Bedeutung, 

insbesondere von solchen Verträgen, durch die wieder-
kehrende Verpflichtungen in erheblichem Umfang für die 
Genossenschaft begründet werden;
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d)	 die Ausschüttung einer Rückvergütung (§ 43);
 

e)	 die Verwendung von Rücklagen gem. §§ 39, 39 a; 
 

f)	 der Beitritt zu Organisationen und Verbänden;
 

g)	� die Form der Versammlung und die Form der Erörte-
rungsphase im Fall einer Versammlung im gestreckten 
Verfahren (§ 36a Abs. 3), die Festlegung von Termin und 
Ort der Generalversammlung, die Möglichkeit der Mitwir-
kung an der Beschlussfassung einer nur als Präsenzver-
sammlung durchgeführten Generalversammlung (§ 36b) 
und die Bild- und Tonübertragung der Generalversamm-
lung (§ 36c Abs. 2);

 
h)	 Erteilung und Widerruf der Prokura;

 
i)	� die Festsetzung von Pauschalerstattungen der Auslagen 

an Mitglieder des Aufsichtsrates gem. § 22 Abs. 6.

3. 	 Gemeinsame Sitzungen werden vom Vorsitzenden des Auf-
sichtsrates, im Verhinderungsfalle von dessen Stellvertreter 
einberufen. Für die Einberufung gilt § 25 Abs. 45 S. 2 ent-
sprechend. Die Bestimmungen des § 19 Abs. 3 und § 25 Abs. 
3 sind entsprechend anwendbar, wenn kein Mitglied des Auf-
sichtsrats und kein Mitglied des Vorstands diesem Verfahren 
widerspricht.

4. 	 Den Vorsitz in den gemeinsamen Sitzungen führt der Vor-
sitzende des Aufsichtsrates oder dessen Stellvertreter, falls 
nichts anderes beschlossen wird.

5. 	 Vorstand und Aufsichtsrat sind beschlussfähig, wenn mehr 
als die Hälfte der Mitglieder des Vorstandes und mehr als die 
Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrates, darunter der Vor-
sitzende oder sein Stellvertreter, mitwirken.

6. 	 Ein Antrag ist abgelehnt, wenn er nicht die Mehrheit sowohl 
im Vorstand als auch im Aufsichtsrat findet.

7. 	 Beschlüsse sind zu Beweiszwecken in einem gemeinsamen 
Protokoll festzuhalten; das Ergebnis der getrennten Abstim-
mung ist hierbei festzuhalten; ergänzend gelten § 19 Abs. 3 
und § 25 Abs. 7 entsprechend.

§ 24 Zusammensetzung und Wahl

1. 	 Der Aufsichtsrat besteht aus mindestens drei, höchstens sechs 
Mitgliedern, die von der Generalversammlung gewählt werden.

2. 	 Vorschläge für die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats 
müssen spätestens eine Woche vor dem Tag der General-
versammlung in Textform bei der Genossenschaft eingehen. 
Bei der Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats muss jeder 
Wahlberechtigte die Möglichkeit haben, über jeden einzelnen 
Kandidaten abzustimmen. Für die Wahl gilt im Übrigen § 33.

3. 	 Die Amtsdauer beträgt in der Regel drei Jahre. Abweichungen 
von der Regel sind von der Generalversammlung festzulegen. 

Die Amtsdauer beginnt mit dem Schluss der Generalver-
sammlung, in der die Wahl vorgenommen wurde, und endet 
am Schluss der Generalversammlung, die in dem Jahr 
stattfindet, in dem die Amtsdauer des Aufsichtsratsmitglieds 
endet. Wiederwahl ist zulässig.

4. 	 Scheiden Mitglieder im Laufe ihrer Amtszeit aus, so besteht 
der Aufsichtsrat bis zur nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung, in der die Ersatzwahlen vorgenommen werden, 
nur aus den verbliebenen Mitgliedern. Eine frühere Ersatz-
wahl durch eine außerordentliche Generalversammlung ist 
nur dann erforderlich, wenn die Zahl der Aufsichtsratsmit-
glieder unter die gesetzliche Mindestzahl von drei herabsinkt. 
Ersatzwahlen erfolgen für den Rest der Amtsdauer des 
ausgeschiedenen Mitgliedes.

5. 	 Aus dem Vorstand ausgeschiedene Mitglieder können erst in 
den Aufsichtsrat gewählt werden, wenn sie für ihre gesamte 
Vorstandstätigkeit entlastet worden sind.

§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung

1. 	 Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
sowie einen Stellvertreter. Der Aufsichtsrat ist befugt, zu jeder 
Zeit über die Amtsverteilung neu zu beschließen. Die Sitzun-
gen des Aufsichtsrates werden durch seinen Vorsitzenden, im 
Verhinderungsfalle durch dessen Stellvertreter einberufen. 
Solange ein Vorsitzender und ein Stellvertreter nicht gewählt 
sind, werden die Aufsichtsratssitzungen durch das an Lebens-
jahren älteste Aufsichtsratsmitglied einberufen.

2. 	 Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder sein Stell-
vertreter, mitwirkt. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit 
der gültig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei Stimmen-
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. Bei Wahlen entschei-
det bei Stimmengleichheit das Los. § 33 gilt entsprechend.

3. 	 Aufsichtsratssitzungen können auch ohne körperliche Anwe-
senheit an einem Sitzungsort mittels elektronischer Kom-
munikation abgehalten werden (virtuelle Sitzung), wenn kein 
Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht. 
Unter denselben Voraussetzungen kann eine Aufsichtsratssit-
zung sowohl durch körperliche Anwesenheit am Sitzungsort 
als auch ohne körperliche Anwesenheit an diesem Ort mittels 
elektronischer Kommunikation abgehalten werden (hybride 
Sitzung). Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer 
Sitzung schriftlich oder im Wege elektronischer Kommuni-
kation zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder 
sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung veranlasst 
und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren wider-
spricht.

4. 	 Die Sitzung des Aufsichtsrates soll mindestens vierteljähr-
lich stattfinden. Außerdem hat der Vorsitzende eine Sitzung 
unter Mitteilung der Tagesordnung einzuberufen, sooft dies im 
Interesse der Genossenschaft notwendig erscheint oder wenn 
es der Vorstand oder die Hälfte der Aufsichtsratsmitglieder 
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schriftlich unter Angabe des Zweckes und der Gründe ver-
langt. Wird diesem Verlangen nicht entsprochen, so können 
die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhaltes selbst 
den Aufsichtsrat einberufen.

5. 	 Beschlüsse sind zu Beweiszwecken zu protokollieren. Die 
Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren und vom Auf-
sichtsratsvorsitzenden oder dessen Stellvertreter und vom 
Schriftführer oder dessen Stellvertreter zu unterzeichnen.

6. 	 Wird über geschäftliche Angelegenheiten der Genossenschaft 
beraten, die die Interessen eines Aufsichtsratsmitgliedes, 
seines Ehegatten, seiner Eltern, Kinder und Geschwister oder 
einer von ihm kraft Gesetz oder Vollmacht vertretenen Person 
berühren, so darf das betroffene Aufsichtsratsmitglied an 
der Beratung und an der Abstimmung nicht teilnehmen. Das 
Aufsichtsratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu 
hören.

C.	 Generalversammlung

§ 26 Ausübung der Mitgliederrechte 

1. 	 Die Mitglieder üben ihre Rechte in den Angelegenheiten der 
Genossenschaft in der Generalversammlung aus. Sie sollten 
ihre Rechte persönlich ausüben.

2. 	 Jedes Mitglied hat eine Stimme unabhängig von der Zahl 
seiner Genossenschaftsanteile.

3. 	 Geschäftsunfähige, beschränkt geschäftsfähige sowie juristi-
sche Personen üben ihr Stimmrecht durch den gesetzlichen 
Vertreter, Personengesellschaften durch ihre zur Vertretung 
ermächtigten Gesellschafter aus.

4. 	 Mitglieder, deren gesetzliche Vertreter oder zur Vertretung er-
mächtigte Gesellschafter können sich durch Bevollmächtigte 
vertreten lassen (§ 43 Abs. 5 GenG). 

5. 	 Mehrere Erben eines verstorbenen Mitgliedes (§ 7) können 
das Stimmrecht nur durch einen gemeinschaftlichen Bevoll-
mächtigten ausüben. 

6. 	 Ein Bevollmächtigter kann nicht mehr als zwei Mitglieder 
vertreten. Bevollmächtigte können nur Mitglieder der Genos-
senschaft, Ehegatten, Eltern, Kinder oder Geschwister eines 
Mitgliedes sein oder müssen zum Vollmachtgeber in einem 
Gesellschafts- oder Anstellungsverhältnis stehen. Personen, 
an die die Mitteilung über den Ausschluss abgesandt ist (§ 9 
Abs. 5), können nicht bevollmächtigt werden. 

7. 	 Stimmberechtigte gesetzliche bzw. ermächtigte Vertreter 
oder Bevollmächtigte müssen ihre Vertreterbefugnis auf Ver-
langen des Versammlungsleiters schriftlich nachweisen. Die 
Regelung in § 36a Abs. 4 bleibt unberührt.

8. 	 Niemand kann für sich oder einen anderen das Stimmrecht 
ausüben, wenn darüber Beschluss gefasst wird, ob er oder 

das vertretene Mitglied zu entlasten oder von einer Verbind-
lichkeit zu befreien ist oder ob die Genossenschaft gegen ihn 
oder das vertretene Mitglied einen Anspruch geltend machen 
soll. Er ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

§ 27 Frist und Tagesordnung

1. 	 Die ordentliche Generalversammlung soll innerhalb der 
ersten sechs Monate nach Ablauf des Geschäftsjahres statt-
finden.

2. 	 Außerordentliche Generalversammlungen können nach Be-
darf einberufen werden.

3. 	 Die Generalversammlung findet am Sitz der Genossenschaft 
statt, soweit nicht Vorstand und Aufsichtsrat gemäß § 23 Abs. 
2 Buchst. g einen anderen Tagungsort und/oder eine andere 
Form der Versammlung (§36a) festlegen.

§ 28 Einberufung und Tagesordnung

1. 	 Die Generalversammlung wird durch den Vorstand einberu-
fen. Der Aufsichtsrat ist zur Einberufung berechtigt und ver-
pflichtet, wenn hierfür ein gesetzlicher oder satzungsmäßiger 
Grund vorliegt und wenn dies im Interesse der Genossen-
schaft erforderlich ist.

2. 	 Die Mitglieder können in Textform unter Angabe des Zweckes 
und der Gründe die Einberufung einer außerordentlichen 
Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf es mindes-
tens des zehnten Teil der Mitglieder, höchstens jedoch 150 
Mitglieder.

3. 	 Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benach-
richtigung sämtlicher Mitglieder in Textform oder durch Be-
kanntmachung in der papierhaften Ausgabe des Bayerischen 
Zahnärzteblatt einberufen unter Einhaltung einer Frist von 
mindestens zwei Wochen, die zwischen dem Tag des Zugangs 
(Absatz 7) bzw. der Veröffentlichung der Einberufung und dem 
Tag der Generalversammlung liegen muss. Bei der Einberu-
fung ist die Tagesordnung, die Form der Versammlung, im Fall 
des § 36a Abs. 3 zusätzlich die Form der Erörterungsphase 
und im Fall der § 36a Abs. 1 bis 3 die erforderlichen Angaben 
zur Nutzung der schriftlichen oder elektronischen Kommuni-
kation bekannt zu machen. § 36c Absatz 2 bleibt unberührt.

4. 	 Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die 
Generalversammlung einberuft. Mitglieder können in Text-
form unter Angabe der Gründe verlangen, dass Gegenstände 
zur Beschlussfassung in der Generalversammlung angekün-
digt werden. Hierzu bedarf es mindestens des zehnten Teil 
der Mitglieder, höchstens 150 Mitglieder.

5. 	 Über Gegenstände, deren Verhandlung nicht so rechtzeitig an-
gekündigt ist, dass mindestens eine Woche zwischen dem Zu-
gang der Ankündigung und dem Tage der Generalversamm-
lung liegen, können Beschlüsse nicht gefasst werden; hiervon 
sind jedoch Beschlüsse über den Ablauf der Versammlung 
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sowie über Anträge auf Berufung einer außerordentlichen 
Generalversammlung ausgenommen.

6. 	 Zu Anträgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung 
bedarf es der Ankündigung nicht.

7. 	 In den Fällen der Absätze 3. und 5. gelten die Mitteilungen als 
zugegangen, wenn sie zwei Werktage vor Beginn der Frist 
abgesendet worden sind.

§ 29 Versammlungsleitung

Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der Vorsitzende 
des Aufsichtsrates oder einer seiner Stellvertreter. Bei deren 
Verhinderung bestimmt der Aufsichtsrat aus seiner Mitte diesen 
Vorsitzenden. Der Vorsitzende der Generalversammlung ernennt 
einen Schriftführer und die erforderlichen Stimmenzähler.

§ 30 �Gegenstände der  
Beschlussfassung

Der Beschlussfassung der Generalversammlung unterliegen 
neben den in dieser Satzung bezeichneten sonstigen Angelegen-
heiten insbesondere

a.	 Änderung der Satzung;

b.	 Auflösung der Genossenschaft;

c.	 Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auf-
lösung;

d.	 Verschmelzung der Genossenschaft;

e.	 Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden oder Vereini-
gungen;

f.	 Widerruf der Bestellung von Mitgliedern des Vorstandes sowie 
von Mitgliedern des Aufsichtsrates;

g.	 Bestätigung einer einstweiligen Amtsenthebung des Vorstan-
des gem. § 40 GenG;

h.	 Feststellung des Jahresabschlusses, Verwendung des Jahres-
überschusses oder Deckung des Jahresfehlbetrages sowie 
der Umfang der Bekanntgabe des Prüfungsberichtes;

i.	 Entlastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates;

j.	 Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates und Festsetzung ihrer 
Vergütungen;

k.	 Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus 
der Genossenschaft;

l.	 Verfolgung von Regressansprüchen gegen im Amt befindliche 
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder;

m.	 Festsetzung der Beschränkungen bei Kreditgewährung gem. 
§ 49 GenG;

n.	 Festsetzung eines Eintrittsgeldes;

o.	 Änderung der Rechtsform;

p.	 Änderung des Unternehmensgegenstandes der Genossen-
schaft;

q.	 Einführung oder Erweiterung einer Pflichtbeteiligung mit 
mehreren Geschäftsanteilen;

r.	 Erhöhung oder Herabsetzung des Geschäftsanteiles oder der 
Haftsumme.

§ 31 Mehrheitserfordernisse

1.	 Die Beschlüsse der Generalversammlung bedürfen der 
einfachen Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen, soweit 
nicht das Gesetz oder diese Satzung eine größere Mehrheit 
vorschreibt.

2.	 Eine Mehrheit von 3/4 der abgegebenen Stimmen ist in den 
in § 30 a) - f) und in k), p), q) und r) genannten Fällen erforder-
lich.

3.	 Ein Beschluss über die Änderung der Rechtsform (§ 30 o) 
bedarf der Mehrheit von 9/10 der abgegebenen Stimmen. Bei 
der Beschlussfassung über die Auflösung sowie die Änderung 
der Rechtsform müssen über die gesetzlichen Vorschriften 
hinaus 2/3 aller Mitglieder in einer nur zu diesem Zweck ein-
berufenen Generalversammlung anwesend sein. Wenn diese 
Mitgliederzahl in der Versammlung, die über die Auflösung 
oder die Änderung der Rechtsform beschließt, nicht erreicht 
ist, kann jede weitere Versammlung ohne Rücksicht auf die 
Zahl der erschienenen Mitglieder innerhalb des gleichen Ge-
schäftsjahres über die Auflösung oder Änderung der Rechts-
form beschließen.

4.	 Vor der Beschlussfassung über die Verschmelzung, Auflösung 
oder Fortsetzung der aufgelösten Genossenschaft sowie die 
Änderung der Rechtsform ist der Prüfungsverband zu hören. 
Ein Gutachten des Prüfungsverbandes ist vom Vorstand 
rechtzeitig zu beantragen und in der Generalversammlung zu 
verlesen.

5.	 Die Absätze 2., 3. und 5. können nur mit den jeweils in ihnen 
genannten qualifizierten Mehrheiten geändert werden.

§ 32 Entlastung

Über die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat ist getrennt 
abzustimmen; hierbei haben weder die Mitglieder des Vorstandes 
noch des Aufsichtsrates Stimmrecht.
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§ 33 Abstimmungen und Wahlen

1.	 Abstimmungen und Wahlen müssen geheim erfolgen, wenn 
der Vorstand, der Aufsichtsrat oder mindestens der vierte Teil 
der bei der Beschlussfassung hierüber gültig abgegebenen 
Stimmen es verlangt. Vorstand oder Aufsichtsrat können vor 
der Präsenzversammlung festlegen, dass Abstimmungen und 
Wahlen in der Versammlung im Wege elektronischer Kommu-
nikation durchgeführt werden.

2.	 Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei 
Wahlen entscheidet in diesem Falle das Los.

3.	 Bei der Feststellung des Stimmenverhältnisses werden nur 
die abgegebenen Stimmen gezählt; Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen werden dabei nicht berücksichtigt.

4.	 Wird eine Wahl offen durchgeführt, so ist für jedes zu verge-
bende Mandat ein besonderer Wahlgang erforderlich. Gewählt 
ist, wer die meisten Stimmen erhalten hat. Sind nicht mehr 
Kandidaten vorgeschlagen als Mandate zu besetzen sind, so 
kann gemeinsam (en bloc) abgestimmt werden, sofern dem 
nicht gemäß Abs. 1 widersprochen wird.

5.	 Wird eine Wahl geheim durchgeführt, so hat jeder Wahl-
berechtigte so viele Stimmen, wie Mandate zu vergeben 
sind. Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel 
die Bewerber, denen er seine Stimme geben will; auf einen 
Bewerber kann dabei nur eine Stimme entfallen. Gewählt sind 
die Bewerber, die die meisten Stimmen erhalten.

6.	 Der Gewählte hat spätestens unverzüglich nach der Wahl 
gegenüber der Genossenschaft zu erklären, ob er die Wahl 
annimmt.

§ 34 Auskunftsrecht

1.	 Jedem Mitglied ist auf Verlangen in der Generalversammlung 
Auskunft über Angelegenheiten der Genossenschaft zu geben, 
soweit das zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstandes 
der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunft erteilt der 
Vorstand oder der Aufsichtsrat.

2.	 Die Auskunft darf verweigert werden, soweit
 

a)	� die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmänni-
scher Beurteilung geeignet ist, der Genossenschaft einen 
nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen;

 
b)	� sich die Frage auf Kalkulationsgrundlagen bezieht;

 
c)	� die Frage steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzel-

ner Steuern betrifft;
 

d)	� die Erteilung der Auskunft strafbar wäre oder eine gesetz-
liche, satzungsmäßige oder vertragliche Geheimhaltungs-
pflicht verletzen würde;

 

e)	� das Auskunftsverlangen die persönlichen oder geschäft-
lichen Verhältnisse eines Mit- gliedes oder eines Dritten 
betrifft;

 
f)	� es sich um arbeitsvertragliche Vereinbarungen mit Vor-

standsmitgliedern oder Mitarbeitern der Genossenschaft 
handelt;

 
g)	� die Verlesung von Schriftstücken zu einer unzumutbaren 

Verlängerung der General- versammlung führen würde.

§ 35 Versammlungsniederschrift

1.	 Die Beschlüsse der Generalversammlung sind zu Beweiszwe-
cken ordnungsgemäß zu protokollieren. Die Protokolle sind 
fortlaufend zu nummerieren.

2.	 Die Niederschrift soll spätestens innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Schluss der Generalversammlung erfolgen. Dabei 
sollen Ort und Tag oder Zeitraum der Versammlung, Form 
der Versammlung und im Fall der Versammlung im ge-
streckten Verfahren (§ 36a Abs. 3) zusätzlich die Form der 
Erörterungsphase, Name des Versammlungsleiters sowie 
Art und Ergebnis der Abstimmungen und die Feststellun-
gen des Versammlungsleiters über die Beschlussfassung 
angegeben werden. Bei Versammlungen nach § 36a Abs. 1 
oder im Fall einer virtuellen Erörterungsphase im Rahmen 
einer Versammlung im gestreckten Verfahren nach § 36a Abs. 
3 ist als Ort der Versammlung der Sitz der Genossenschaft 
anzugeben. Die Niederschrift muss von dem Versammlungs-
leiter, dem Schriftführer und mindestens einem anwesenden 
Vorstandsmitglied unterschrieben werden; ihr sind die Belege 
über die Einberufung als Anlagen beizufügen.

3.	 Wird eine Änderung der Satzung beschlossen, die einen der 
in § 16 Abs. 2 Ziffer 2-5 des Genossenschaftsgesetzes auf-
geführten Gegenstände oder eine wesentliche Änderung des 
Gegenstandes des Unternehmens betrifft, so ist dem Protokoll 
außerdem ein Verzeichnis der erschienenen Mitglieder und 
der Vertreter von Mitgliedern beizufügen.

4.	 Das Protokoll ist mit den dazu gehörigen Anlagen aufzube-
wahren. Die Einsichtnahme in das Protokoll ist jedem Mitglied 
der Genossenschaft zu gestatten.

5.	 Zusätzlich ist der Niederschrift im Fall des § 36a der Satzung 
ein Verzeichnis über die an der Beschlussfassung mitwirken-
den Mitglieder beizufügen und darin die Art der Stimmabgabe 
zu vermerken.

§ 36 Teilnahme der Verbände

Vertreter des Prüfungsverbandes können an jeder Generalver-
sammlung teilnehmen und sich jederzeit äußern.
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§ 36a Virtuelle Versammlung, hybride 
Versammlung und Versammlung im 
gestreckten Verfahren

1. 	 Die Generalversammlung kann ohne physische Präsenz der 
Mitglieder an einem Ort abgehalten werden (virtuelle Ver-
sammlung). In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass der 
gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden Mitglie-
dern schriftlich oder im Wege der elektronischen Kommuni-
kation mitgeteilt wird und alle teilnehmenden Mitglieder ihre 
Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrechte schriftlich oder 
im Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können. 
Bei der Einberufung sind insbesondere Informationen über 
evtl. Zugangsdaten sowie darüber hinaus, auf welche Weise 
das Rede-, Antrags-, Auskunfts- und Stimmrecht ausgeübt 
werden kann, mitzuteilen.

2. 	 Die Teilnahme an der Generalversammlung kann auch 
wahlweise am Ort der Versammlung physisch oder ohne 
physische Anwesenheit an diesem Ort erfolgen (hybride 
Versammlung). In diesem Fall muss sichergestellt sein, dass 
der gesamte Versammlungsverlauf allen teilnehmenden 
Mitgliedern im Wege der elektronischen Kommunikation mit-
geteilt wird, die Mitglieder, die ohne physische Anwesenheit 
am Ort der Versammlung teilnehmen, ihre Rede-, Antrags-, 
Auskunfts- und Stimmrechte im Wege der elektronischen 
Kommunikation ausüben können und der Vorstand und der 
Aufsichtsrat durch physisch am Ort der Versammlung anwe-
sende Mitglieder vertreten sind. Abs. 1 S. 3 gilt entsprechend. 

3. 	 Die Teilnahme an der Generalversammlung kann auch der-
gestalt erfolgen, dass die Versammlung aufgespalten wird 
in eine Erörterungsphase, die abgehalten wird als virtuelle 
Versammlung oder als hybride Versammlung und in eine 
zeitlich nachgelagerte Abstimmungsphase (Versammlung im 
gestreckten Verfahren). In diesem Fall muss sichergestellt 
sein, dass während einer als virtuelle Versammlung statt-
findenden Erörterungsphase Abs. 1 S. 2 mit Ausnahme der 
Anforderungen an die Ausübung von Stimmrechten erfüllt ist 
und während einer als hybride Versammlung stattfindenden 
Erörterungsphase Abs. 2 S. 2 mit Ausnahme der Anforderun-
gen an die Ausübung von Stimmrechten erfüllt ist. Außerdem 
muss sichergestellt sein, dass während der Abstimmungs-
phase alle Mitglieder ihre Stimmrechte schriftlich oder im 
Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können. 
Abs. 1 S. 3 gilt entsprechend; mitzuteilen ist ferner, wie und 
bis wann die schriftliche oder im Wege der elektronischen 
Kommunikation abzugebende Stimmabgabe zu erfolgen hat.

4. 	 Die Ausübung von Stimmvollmachten (§ 26 Abs. 4) ohne 
physische Anwesenheit in der Generalversammlung ist nur 
zulässig, wenn die Vollmacht dem Vorstand mindestens eine 
Woche vor dem Tag der Generalversammlung in schriftlicher 
Form nachgewiesen wird.

§ 36b Schriftliche oder elektronische 
Mitwirkung an der Beschlussfassung 
einer nur als Präsenzveranstaltung 
durchgeführten Generalversammlung
1.	 Ist gestattet worden, an der Beschlussfassung einer nur als 

Präsenzveranstaltung durchgeführten Generalversammlung 
schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation 
mitzuwirken, ist zusammen mit der Einberufung mitzuteilen, 
wie und bis wann die schriftliche oder elektronische Stimm-
abgabe zu erfolgen hat.

2.	 § 36a Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 36c Teilnahme von Aufsichtsratsmit-
gliedern an einer Präsenzversammlung 
in Bild und Ton und Übertragung der 
Generalversammlung in Bild und Ton
1.	 Ein Aufsichtsratsmitglied kann an einer Präsenzversammlung 

im Wege der Bild- und Tonübertragung teilnehmen, wenn 
 

a.	 der Aufsichtsrat diese Teilnahmemöglichkeit zulässt, 
 

b.	� dies mindestens 1 Woche vor der Generalversammlung 
beim Vorstand in Textform beantragt wurde und 

 
c.	� das Aufsichtsratsmitglied glaubhaft versichert, dass es 

zur An- und Abreise mehr als 6 Stunden benötigen würde. 

2.	 Die Übertragung der Generalversammlung in Bild und Ton ist 
zulässig. Die Entscheidung darüber, ob und auf welche Weise 
die Generalversammlung in Bild und Ton übertragen wird, ob-
liegt dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Die Art 
und Weise der Übertragung ist mit der Einberufung bekannt 
zu machen.

IV. Eigenkapital und 
	 Haftsumme

§ 37 �Geschäftsanteil und  
Geschäftsguthaben

1.	 Der Geschäftsanteil beträgt € 50.

2.	 Der Geschäftsanteil ist sofort nach Eintragung in die Liste der 
Mitglieder in voller Höhe einzuzahlen. 

3.	 Ein Mitglied kann sich mit Zustimmung des Vorstandes mit 
weiteren Geschäftsanteilen beteiligen. Die Beteiligung eines 
Mitgliedes mit einem zweiten Geschäftsanteil darf erst zuge-
lassen werden, wenn der erste Geschäftsanteil voll eingezahlt 
ist; das Gleiche gilt für die Beteiligung mit weiteren Geschäfts-
anteilen. Für die Einzahlung gilt Absatz 2 entsprechend.
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4.	 Die auf den/die Geschäftsanteil(e) geleisteten Einzahlungen 
zuzüglich sonstiger Gutschriften und abzüglich zur Verlust-
deckung abgeschriebener Beträge bilden das Geschäftsgut-
haben eines Mitgliedes.

5.	 Das Geschäftsguthaben darf, solange das Mitglied nicht 
ausgeschieden ist, von der Genossenschaft nicht ausgezahlt, 
nicht aufgerechnet und im geschäftlichen Betrieb der Genos-
senschaft verwendet werden. Eine geschuldete Einzahlung 
darf nicht erlassen werden; gegen diese kann das Mitglied 
nicht aufrechnen.

6.	 Die Abtretung oder Verpfändung des Geschäftsguthabens 
an Dritte ist unzulässig und der Genossenschaft gegenüber 
unwirksam. Eine Aufrechnung des Geschäftsguthabens durch 
das Mitglied gegen seine Verbindlichkeiten gegenüber der 
Genossenschaft ist nicht gestattet. Für das Auseinanderset-
zungsguthaben gilt § 10.

§ 38 Gesetzliche Rücklage

1.	 Die gesetzliche Rücklage dient nur zur Deckung von Bilanz-
verlusten.

2.	 Die gesetzliche Rücklage wird gebildet durch eine jährliche 
Zuweisung von mindestens 10 % des Jahresüberschusses 
zuzüglich eines eventuellen Gewinnvortrages bzw. abzüglich 
eines eventuellen Verlustvortrages sowie eines Betrages, der 
mindestens 5 % der vorgesehenen genossenschaftlichen 
Rückvergütung entspricht, solange die Rücklage 25 % der 
Bilanzsumme nicht erreicht.

3.	 Über die Verwendung der gesetzlichen Rücklage beschließt 
die Generalversammlung.

§ 39 Andere Ergebnisrücklagen

Neben der gesetzlichen wird eine andere Ergebnisrücklage 
gebildet, der jährlich mindestens 10 % des Jahresüberschusses 
zuzüglich eines eventuellen Gewinnvortrages bzw. abzüglich 
eines eventuellen Verlustvortrages sowie ein Betrag, der mindes-
tens 5 % der vorgesehenen genossenschaftlichen Rückvergütung 
entspricht, zuzuweisen sind. Weitere Ergebnisrücklagen können 
gebildet werden. Über ihre Verwendung beschließen Vorstand 
und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 23). Der Generalver-
sammlung verbleibt das Recht, sie zur Deckung von Bilanzverlus-
ten zu verwenden (§ 45).

§ 39a Kapitalrücklage

Werden Eintrittsgelder erhoben, so sind sie einer Kapitalrück-
lage zuzuweisen. Über ihre Verwendung beschließen Vorstand 
und Aufsichtsrat in gemeinsamer Sitzung (§ 23 Abs. 2 Lit. e)). Der 
Generalversammlung verbleibt das Recht, sie zur Deckung von 
Bilanzverlusten zu verwenden (§ 45).

§ 40 Nachschusspflicht

Eine Nachschusspflicht der Mitglieder ist ausgeschlossen.

V. Rechnungswesen

§ 41 Geschäftsjahr

Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 42 �Jahresabschluss und  
gegebenenfalls Lagebericht

1.	 Der Vorstand hat innerhalb der gesetzlichen Frist nach Ende 
des Geschäftsjahres den Jahresabschluss und den Lage-
bericht, soweit dieser gesetzlich vorgeschrieben ist, für das 
vergangene Geschäftsjahr aufzustellen.

2.	 Der Aufsichtsrat hat bei der Aufnahme und Prüfung der Be-
stände mitzuwirken.

3.	 Der Vorstand hat gem. § 16 Abs. 2 Lit. g) den Jahresabschluss 
sowie den Lagebericht, soweit dieser gesetzlich vorgeschrie-
ben ist, dem Aufsichtsrat und sodann mit dessen Bemerkun-
gen der Generalversammlung zur Feststellung des Jahres-
abschlusses vorzulegen.

4.	 Jahresabschluss, Lagebericht, soweit dieser gesetzlich 
vorgeschrieben ist, und Bericht des Aufsichtsrates sollen 
mindestens eine Woche vor der Generalversammlung in den 
Geschäftsräumen der Genossenschaft oder an einer anderen 
bekanntzumachenden Stelle zur Einsicht der Mitglieder aus-
gelegt oder ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden.

5.	 Der Bericht des Aufsichtsrates über seine Prüfung des Jah-
resabschlusses und des Lageberichtes (§ 22 Abs. 2), soweit 
dieser gesetzlich vorgeschrieben ist, ist der ordentlichen 
Generalversammlung zu erstatten.

 

§ 43 Rückvergütung

Über die Ausschüttung einer Rückvergütung beschließen Vor-
stand und Aufsichtsrat vor Aufstellung der Bilanz. Auf die von 
Vorstand und Aufsichtsrat beschlossene Rückvergütung haben 
die Mitglieder einen Rechtsanspruch.

§ 44 �Verwendung des  
Jahresüberschusses

1.	 Über die Verwendung des Jahresüberschusses beschließt 
die Generalversammlung; dieser kann, soweit er nicht der 
gesetzlichen Rücklage (§ 38) oder anderen Ergebnisrücklagen 
(§ 39) zugeführt oder zu anderen Zwecken verwendet wird, an 
die Mitglieder nach dem Verhältnis ihrer Geschäfts- guthaben 
am Schluss des für den Gewinnverwendungsbeschluss maß-
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geblichen Geschäftsjahres verteilt werden. Bei der Verteilung 
sind zusätzlich die im abgelaufenen Geschäftsjahr auf den 
Geschäftsanteil geleisteten Einzahlungen vom ersten Tag des 
auf die Einzahlung folgenden Kalendertags an in voller Höhe 
zu berücksichtigen. Der auf die Mitglieder entfallende Gewinn 
wird dem Geschäftsguthaben so lange zugeschrieben, bis 
ein durch Verlust vermindertes Geschäftsguthaben wieder 
ergänzt ist.

2.	 Ein vom Vorschlag des Vorstandes abweichender Beschluss 
über die Verwendung des Jahresüberschusses, durch den 
nachträglich ein Bilanzverlust eintritt, ist nicht möglich.

§ 45 Deckung eines Jahresfehlbetrages

1.	 Über die Behandlung der Deckung eines Jahresfehlbetrages 
beschließt die Generalversammlung.

2.	 Soweit ein Jahresfehlbetrag nicht auf neue Rechnung 
vorgetragen oder durch Heranziehen der anderen Ergebnis-
rücklagen gedeckt wird, ist er durch die gesetzliche Rücklage 
oder die Kapitalrücklage oder durch Abschreibung von den 
Geschäftsguthaben der Mitglieder oder durch diese Maßnah-
men zu decken.

3.	 Werden die Geschäftsguthaben zur Deckung eines Jahres-
fehlbetrages herangezogen, so wird der auf das einzelne 
Mitglied entfallende Anteil des Jahresfehlbetrages nach dem 
Verhältnis der übernommenen oder satzungsgemäß zu über-
nehmenden Anteile aller Mitglieder bei Beginn des Geschäfts-
jahres, in dem der Jahresfehlbetrag entstanden ist, berechnet.

VI. Liquidation

§ 46 Liquidation

Nach der Auflösung erfolgt die Liquidation der Genossenschaft 
nach Maßgabe des Genossenschaftsgesetzes. Für die Ver-
teilung des Vermögens der Genossenschaft ist das Gesetz mit 
der Maßgabe anzuwenden, dass Überschüsse im Verhältnis der 
Geschäftsguthaben unter die Mitglieder verteilt werden.

VII. Bekanntmachungen

§ 47 Bekanntmachungen

1.	 Die Bekanntmachungen der Genossenschaft werden, soweit 
gesetzlich oder in der Satzung nichts Abweichendes vor-
geschrieben ist, unter ihrer Firma im Bayerischen Zahnärzte-
blatt veröffentlicht.

2.	 Der Jahresabschluss und die in diesem Zusammenhang 
offenzulegenden Unterlagen werden soweit gesetzlich vor-
geschrieben nur im Unternehmensregister unter der Firma 
der Genossenschaft bekannt gemacht.

3.	 Bei der Bekanntmachung sind die Namen der Personen anzu-
geben, von denen sie ausgeht.

§ 48 Erfüllungsort

Erfüllungsort für alle Verpflichtungen des Mitglieds ist der Sitz 
der Genossenschaft; für alle Streitigkeiten zwischen Mitglied und 
Genossenschaft ist – sofern rechtlich zulässig – das Amts- bzw. 
Landgericht München ausschließlich zuständig.

Fassung nach Änderungen durch die Generalversammlung am 
06. Juni 2026 / Druck: August 2026



ABZ Abrechnungs- und Beratungsgesellschaft für Zahnärzte eG 
Landsberger Str. 346 | 80687 München | Tel +49 89/89 26 33-0

www.ABZeG.de


